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Arbeitsstättenverordnung – 
nun fit?

2004 wurde die Arbeitsstättenverordnung 
(ArbStättV) grundlegend überarbeitet. Laut 
Koalitionsvertrag sollte sie in einem näch-

sten Schritt an andere Arbeitsschutzverord-
nungen angepasst, strukturell verbessert und 
aktualisiert werden. Doppelungen und Wider-
sprüche zu anderen Verordnungen sollten be-
seitigt, Rechtsunsicherheiten und Auslegungs-
bedarf infolge vager Formulierungen behoben 
werden. Zudem war Ziel, aktuelle Erfordernisse, 
z. B. durch den demografischen Wandel oder 
neue Arbeitsmodelle, stärker in der ArbStättV 
zu berücksichtigen. Um die Neufassung wurde 
lange gerungen. Anfang 2015 verschob man 
schließlich die geplante Novelle auf unbestimmte 
Zeit.
Im Sommer 2016 brachten mehrere Bundeslän-
der einen überarbeiteten Vorschlag in den Bun-
desrat ein. Er berücksichtigt viele Aspekte, die 
von den deutschen Arbeitgeberverbänden und 
der BAK kritisch angemerkt wurden. Mittlerwei-
le liegt ein zwischen Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales und Bundeskanzleramt abge-
stimmter Kompromissvorschlag vor, der Anfang 
November das Bundeskabinett passierte. Die 

Änderungsverordnung kann voraussichtlich noch 
bis Jahresende im Bundesrat beschlossen wer-
den. Am darauffolgenden Tag tritt die geänderte 
Arbeitsstättenverordnung in Kraft.

Einige Aspekte der Überarbeitung:
•	 Die Inhalte der Bildschirmarbeitsplatzverord-

nung, z. B. Ausführungen zu Bildschirm- und 
Telearbeitsplätzen und Bildschirmgeräten, 
wurden in die ArbStättV integriert, um die An-
forderungen an zeitgemäße Arbeitsplätze in 
einem Dokument abzubilden. 

•	 Konzeptionell wurde die ArbStättV an ande-
re Arbeitsschutzverordnungen, z. B. die Be-
triebssicherheits- und die Gefahrstoffverord-
nung, angepasst; Redundanzen sowie Wider-
sprüche wurden behoben.

•	 Für viel Diskussion sorgte die Absicht – bis 
auf wenige Ausnahmen – für alle Arbeits-, 
Pausen- und Bereitschaftsräume, Kantinen 
und Unterkünfte verpflichtend Tageslichtver-
sorgung und eine Sichtverbindung nach Au-
ßen vorzuschreiben. Da kein Bestandsschutz 
vorgesehen war, hätten diese Räume in be-
stehenden Arbeitsstätten, soweit bautech-

nisch möglich, umgebaut werden müssen. 
Nun wird die bereits in Verbindung mit „Ar-
beitsstätten“ verwendete, leider unbestimmte 
Formulierung erneut herangezogen: „Pau-
sen- und Bereitschaftsräume sowie Unter-
künfte müssen möglichst ausreichend mit 
Tageslicht beleuchtet sein und eine Sichtbe-
ziehung nach außen haben. Kantinen sollen 
möglichst ausreichend Tageslicht erhalten 
und eine Sichtverbindung nach außen ha-
ben“ (Vorschlag, S. 10). Das Erfordernis der 
Sichtverbindung nach außen fand sich in der 
ArbStättV 2004 nur noch in der Überschrift 
des Punktes 3.4.; hier kommt es zu einer 
Verschärfung.

•	 Klarstellend ist folgender Vorschlag (S. 5): 
„Anforderungen in anderen Rechtsvorschrif-
ten, insbesondere im Bauordnungsrecht der 
Länder, gelten vorrangig, soweit sie über die 
Anforderungen dieser Verordnung (Anm.: 
ArbstättV) hinausgehen“.

•	 Ferner wird die Arbeitsschutzverordnung zu 
künstlicher optischer Strahlung (OStrV) ge-
ändert.�  nnnHei

Hinweis zur Planung einer Arbeitsstätte
Die Arbeitsstättenverordnung verpflichtet den Arbeitgeber, 
Arbeitsstätten so einzurichten und zu betreiben, „dass von 
ihnen keine Gefährdungen für die Sicherheit und die Ge-
sundheit der Beschäftigten ausgehen“ (§ 3 a ArbStättV). 
Auch wenn Auftraggeber die Identifizierung und Erfüllung 
arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben nahezu regelmäßig als 
Teil der Planungsaufgabe des Architekten ansehen, stehen 
mit dem Arbeitsstättenrecht (Bundesrecht) und dem öffent-
lichen Baurecht (Länderrecht) jedoch zwei Rechtsgebiete 
nebeneinander, die zwar in der baulichen Anlage verknüpft, 
nicht aber in der Verantwortlichkeit auf den Planer fokus-
siert sind. Es ist die alleinige Verantwortung der Arbeitge-
ber bzw. Betreiber der Arbeitsstätte, die Vorgaben zum Ar-
beitsschutzrecht festzulegen und diese rechtzeitig als Pla-
nungsgrundlage zur Verfügung zu stellen.

Vollzugshinweis zu den geänderten  
Regelungen für Bauprodukte

Wie bereits berichtet, dürfen gemäß des EuGH-Urteils vom 16. Okto-
ber 2014 ab dem 16.Oktober 2016 seitens der Bauaufsichtsbehör-
den keine über das „CE-Zeichen“ hinausgehenden zusätzlichen nati-

onalen öffentlich-rechtlichen Anforderungen mehr gestellt werden. Insofern ist 
die gleichzeitige Produktdeklaration „CE-“ und „Ü-Zeichen“ nicht mehr mög-
lich. Das nationale System – und somit auch die Landesbauordnungen – wer-
den überarbeitet. Die sogenannte „Verwaltungsvorschrift Technischer Baube-
stimmungen“, kurz VV TB, wird die „Technischen Baubestimmungen“ und die 
„Bauregellisten“ ablösen. Die Novelle der Bayerischen Bauordnung wird für das 
Frühjahr 2017 erwartet. In dem nun veröffentlichten Vollzugshinweis stellt die 
Oberste Baubehörde dar, wie in der Zwischenzeit zu verfahren ist.�  nnnHei 

Mehr zum Thema erfahren Sie unter: http://www.byak.de/start/architek-
tur/normung-und-innovation/normung/neues-aus-der-normung


